
Eine Schlüsselrolle in der Beziehung der Bevölkerung zur Politik spielt das politische
Interesse. „Nur wer ein Mindestmaß an Interesse für politische Vorgänge aufbringt,
wird sich entsprechende Informationen beschaffen und ist unter Umständen bereit,
in das politische Geschehen einzugreifen“ (Gabriel, 1997, S. 24). Durch zahlreiche
Umfragen und wissenschaftliche Studien konnte nachgewiesen werden, daß zwi-
schen dem politischen Interesse und der Beteiligungsbereitschaft bei Wahlen ein Zu-
sammenhang besteht: Wer politisch interessiert ist, wird sich mit größerer Wahr-
scheinlichkeit an der Wahl beteiligen, umgekehrt enthalten sich politisch Uninteres-
sierte (meist) der Wahl (Holzschuh, 1996, S. 17). Von einer strengen Kausalität zu
sprechen, selbst wenn beispielsweise in Stuttgart zwischen dem Anteil derjenigen,
die in der Bürgerumfrage 1997 angeben, kommunalpolitisch interessiert oder stark
interessiert zu sein (55 %) und der Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen (Ge-
meinderatswahlen 1989 57,5 %, 1994 64,3 %; OB-Wahl 1996 53,2 %/ 53,9 %)
eine hohe Übereinstimmung besteht, wäre freilich wissenschaftlich nicht korrekt.

Zugleich wurde der Einfluß des politischen Interesses auf die Wahlneigung in der
jüngeren Vergangenheit eher größer; Umfragen des Institutes für Demoskopie Al-
lensbach belegen, daß gerade der Kreis der politisch nicht sonderlich Interessierten
ihre Wahlbeteiligung in den letzen Jahren beträchtlich reduziert hat. Dies erklärt die
rückläufige Wahlbeteiligung bei stabilem bzw. sogar leicht gestiegenem politischen
Interesse beispielsweise bei der letzten Bundestagswahl (Köcher, 1994, S. 27), wenn-
gleich im Lichte der neueren Nichtwählerforschung (Eilfort, 1994, S. 349) auch deut-
lich wurde, daß sich so mancher politisch Interessierte ganz bewußt aus Protestmo-
tiven heraus in Wahlenthaltung übt.

Es zeigte sich zudem, daß ein größeres politisches Interesse auch stabilisierend auf
andere politische Einstellungen wirken kann. Das heißt, kurzfristige Einflüsse wie
wirtschaftliche Schwankungen oder tagespolitische Ereignisse wirken sich bei einem
höheren politischen Interesse weniger stark auf andere Einstellungen aus als bei ei-
nem geringen politischen Interesse (Gabriel, 1997, S. 24).

Kommunalpolitisches Interesse in Stuttgart

In welchen Maß interessieren sich die Stuttgarter für Kommunalpolitik? Auf diese
Frage in der Bürgerumfrage 1997 („Wie stark interessieren Sie sich für die Kommu-
nalpolitik in Stuttgart?“) antworteten:

stark interessiert 11 %,
interessiert 44 %,
teils/teils 29 %,
schwach interessiert 11 %,
überhaupt nicht 4 %.

55 % in Stuttgart an Kommunalpolitik
interessiert

Einfluß des politischen Interesses auf
Wahlneigung ist groß

Politisches Interesse - „Schlüsselqualifi-
kation“ in einem demokratischen
Staatswesen
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Das Interesse an der lokalen Politik in Stuttgart variiert sehr stark je nach demogra-
phischem und sozioökonomischem Hintergrund der Befragten. Kommunalpoliti-
sches Interesse ist bei Frauen (51 % stark interessiert/interessiert) deutlich schwächer
ausgeprägt als bei Männern (64 %); dies gilt ganz besonders für junge Frauen im
Alter von 18 bis unter 25 Jahren, von denen nur 25 Prozent Interesse an der Kom-
munalpolitik bekunden, während das Interesse ihrer Altersgenossen mit 51 Prozent
doppelt so hoch ist. Die geschlechtsspezifischen Unterschiede verringern sich zwar
mit zunehmendem Alter (vgl. Abbildung 1); der Vorsprung der Männer bleibt frei-
lich - auf kontinuierlich mit dem Alter steigendem Niveau - erhalten. Das gleiche Mu-
ster eines sich mit dem Alter aufbauenden lokalpolitischen Interesses kennt man im
übrigen aus anderen bundesweiten Befragungen zum allgemeinen bundespoliti-
schen Interesse (Köcher, 1994, S. 28) ebenso wie aus der Repräsentativen Wahlsta-
tistik zur Wahlbeteiligung.

Kommunalpolitisches Interesse hat - anders als sicherlich allgemeinpolitisches Inter-
esse - etwas mit lokaler Verwurzelung und Identifikation zu tun. Operationalisiert
anhand des Merkmals Wohndauer läßt sich zeigen, daß das Interesse für das loka-
le politische Geschehen sehr stark zunimmt je länger jemand in der Stadt wohnt oder
sogar hier geboren ist:

Kommunales Politikinteresse bei Frauen
geringer
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Abbildung 1

Kommunalpolitisches Interesse nach dem Geschlecht 
und Alter
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Mit steigender Wohndauer nimmt auch
Kommunalpolitikinteresse zu



Wohndauer in Stuttgart:

unter 5 Jahren 35 %,
5 bis unter 15 Jahren 49 %,
15 Jahre und länger 60 %,
seit Geburt 60 %.

Die Einflußgröße Wohndauer wirkt dabei unabhängig vom Alter der Befragten.

Ebenso wie die Wohndauer Ausdruck für die lokale Integration sein kann, wird die
Staatsangehörigkeit gemeinhin als Indikator für die soziale (lokale) Integration be-
trachtet. Interesse für Kommunalpolitik definiert sich dementsprechend auch aus der
Staatsangehörigkeit, bei der sich zwischen den deutschen Befragten (58 % stark in-
teressiert/interessiert) und den EU-Ausländern (38 %) sowie den Ausländern aus
Nicht-EU-Staaten (37 %) eine größere Kluft auftut.

Politisches Interesse und eben auch kommunales politisches Interesse ist zudem ei-
ne Frage der Schulbildung:

Hauptschulabschluß 51 %,
Realschulabschluß 58 %,
Fach-/Hochschulreife 57 %,
Hoch-/Fachhochschule 61 %.

Und Kommunalpolitikinteresse korreliert mit dem beruflichen und sozioökonomi-
schen Status:

beruflicher Status: Haushaltsnettoeinkommen:
Arbeitslos 52 %,
Arbeiter 36 %, unter 2000   DM 42 %,
Facharbeiter, Meister 50 %, 2000 - 4000 DM 55 %,
einfache Angestellte 37 %, 4000 - 6000 DM 60 %,
qualifizierte Angestellte 54 %, 6000 - 8000 DM 63 %,
leitende Angestellte 70 %, 8000 DM und mehr 74 %.
Beamte 68 %,
Selbständige 66 %.

Kommunalpolitisches Interesse und Informationsverhalten

Unterscheiden sich kommunalpolitisch Interessierte von Nichtinteressierten im In-
formationsverhalten? Welche Informationsmöglichkeiten und -quellen werden in
welchem Maße genutzt? Mit der Frage „Wie informieren Sie sich über das kom-
munalpolitische Geschehen in Stuttgart?“ wurde in der Bürgerumfrage diesen Fra-
gestellungen nachgegangen.

... mit dem beruflichen und ökonomi-
schen Status

Kommunalpolitisches Interesse steigt
mit der Schulbildung und ...
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An kommunalpolitischen Vorgängen Interessierte zeigen demnach ein viel intensi-
veres Informationsbedürfnis und -verhalten. Insbesondere nutzen sie vermehrt Ta-
geszeitungen und das städtische Amtsblatt als Informationsquellen, nur sie besu-
chen öffentliche Sitzungen des Gemeinderats oder eines Bezirksbeirats oder politi-
sche Veranstaltungen und Versammlungen und kommunizieren viel eher über kom-
munalpolitische Themen mit Kollegen und Bekannten als politisch interessierte In-
dividuen.

Kommunalpolitisches Interesse und parteipolitisches Engagement

Die Mitgliedschaft in einer politischen Partei setzt politisches ebenso wie lokalpoli-
tisches Interesse voraus. Umgekehrt bedeutet dies, daß politisch uninteressierte Men-
schen nicht in Parteien als Mitglieder zu finden sein dürften. In der Tat bestätigen
die Befunde der Bürgerumfrage diese Hypothesen. Auf die Frage: „Sind Sie Mitglied
in . . . einer Partei?“ antworteten:

kommunalpolitisch stark Interessierte/Interessierte 5 %
kommunalpolitisch schwach Interessierte/
überhaupt nicht Interessierte 0 %
Alle Befragten 3 %

Kommunalpolitisches Interesse und die Mitgliedschaft in Vereinen und Or-
ganisationen

Kommunalpolitisch Interessierte, das zeigen die nachfolgenden Zahlen sehr deut-
lich, sind viel eher Mitglied in einem Verein welcher Ausrichtung auch immer und in
einer Organisation.

Kommunalpolitisch Interessierte nutzen
verstärkt Tageszeitungen und Amtsblatt

Kommunalpolitisch Interessierte enga-
gieren sich viel eher in Parteien ...

... und in Vereinen und Organisationen
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Stark Schwach/
Informationsquelle Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Tageszeitung 90 52 80
Wochenblatt 60 40 55
Amtsblatt 42 14 34
Rundfunk, Fernsehen 84 70 81

Besuch von Gemeindratssitzungen 2 0 1
Besuch von Bezirksbeiratssitzungen 6 0 4

Teilnahme an Bürgerversammlungen 16 1 10
Gespräche mit Kollegen/Bekannten 60 32 53
Veranstaltungen von Vereinen/Parteien 20 1 13

Mehrfachantworten möglich; alle Angaben in %

                       Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 1

Kommunalpolitisches Interesse und Informationsverhalten
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Kommunalpolitisches Interesse und ehrenamtliches Engagement

Über die rein formale Mitgliedschaft in Vereinen und Organisationen hinaus sind
kommunalpolitisch interessierte Zeitgenossen in ihrer Freizeit gesellschaftlich aktiver
und ehrenamtlich engagierter. Ehrenamtliches Engagement im sozialen und politi-
schen Bereich, kirchliches Engagement, Kulturarbeit und Engagement im Umwelt-
schutz zeigen kommunalpolitisch Interessierte in viel höherem Maße als Uninteres-
sierte. Nur das Engagement im „politikfreien“ Bereich des Sports und in der Ju-
gendarbeit passiert weitgehend losgelöst vom Grad des kommunalpolitischen In-
teresses der Befragten.

Kommunalpolitisch Interessierte sind
gesellschaftlich aktiver und ehrenamt-
lich engagierter
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Stark Schwach/
Verein/Organisation Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Sportverein 27 17 24
Kirchlicher/religiöser Verein 13 8 11
Hobbyvereinigung, geselliger Verein 9 3 8
Heimat- und Bürgerverein 6 5 5
Andere Vereine 16 6 13

Gewerkschaft im DGB 10 6 8
Andere Gewerkschaft 3 3 3
Berufsverband 10 4 8
Vermieter-/Mieterorganisation 12 6 10

Mehrfachantworten möglich; alle Angaben in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 2

Kommunalpolitisches Interesse und Mitgliedschaft in
Vereinen und Organisationen

k

Stark Schwach/
Ehrenamtliches Engagement Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Soziale Aufgaben 11 3 9
Politische Aufgaben/Mandate 4 0 2
Kirchliche Aufgaben 9 5 8
Kulturarbeit 4 2 4
Jugendarbeit 5 5 5
Sport 12 10 11
Umweltschutz 3 1 2
Heimatpflege 2 1 2

Mehrfachantworten möglich; alle Angaben in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 3

Kommunalpolitisches Interesse und ehrenamtliches
Engagement

k



Kommunalpolitisches Interesse und Informiertheit über die Arbeit der
Stadtverwaltung

Interesse an der Kommunalpolitik und an der Informationspolitik über die Arbeit der
Stadtverwaltung bedingen sich gegenseitig. Die Frage nach der Qualität dieser In-
formationspolitik liegt daher nahe. Nachfolgender Tabelle ist zu entnehmen, daß sich
36 Prozent der kommunalpolitisch Interessierten gut oder gar sehr gut über die Ar-
beit der Stadtverwaltung informiert sehen, und nur 16 Prozent beklagen echte In-
formationsdefizite. Darüber hinaus deutet aber der große Anteil von Teils/teils-Nen-
nungen (48 %) darauf hin, daß zumindest partiell Verbesserungsbedarf in der In-
formationspolitik vorhanden ist. Bei kommunalpolitisch Desinteressierten erschreckt
insbesondere der hohe Anteil von einem Drittel, der überhaupt keine Informationen
über die Arbeit der Stadtverwaltung wünscht.

Kommunalpolitisches Interesse und wichtige Informationspunkte

Welches sind die besonders wichtigen Punkte, über die ein Informationsbedürfnis
besteht? Wie unterscheiden sich kommunalpolitisch Interessierte und Desinteres-
sierte? Die Unterschiede zwischen beiden Gruppen lassen sich auf den Nenner brin-
gen: Wenn es sich um konkrete Projekte handelt, zum Beispiel Stuttgart 21, Um-
weltaktivitäten, Familienfragen oder kulturelle Veranstaltungen, dann ist auch das
Informationsbedürfnis der kommunalpolitisch Uninteressierten nicht allzu viel nied-
riger als das der kommunalpolitisch Interessierten. Der entscheidende Unterschied
besteht bei all jenen Punkten, die eher grundsätzliche, allgemeine aber eben auch
komplexere Fragen der Kommunalpolitik betreffen, wie die Arbeit des Gemeinde-
rats, der Stadtverwaltung, der Bezirksbeiräte oder der Regionalversammlung. Hier
ist bei kommunalpolitisch Desinteressierten nur ein sehr begrenztes Informations-
bedürfnis entwickelt.

An Fragen der Kommunalpolitik interessierte Bürger halten, was die Rangfolge der
Informationspunkte anbelangt, vor allem Informationen über Stuttgart 21 (54 %),
die Arbeit des Gemeinderats (50 %), die Arbeit der Stadtverwaltung (50 %) und kul-
turelle Veranstaltungen (48 %) und, mit etwas geringerer Priorität, Fragen der Haus-
haltskonsolidisierung und Umweltaktivitäten der Stadtverwaltung für wichtig. Über-
raschend gering ist das Interesse, das der Arbeit der 1994 neu gegründeten Regio-
nalversammlung der Region Stuttgart (9 %) entgegengebracht wird, das sogar weit
hinter dem Interesse für die Arbeit der Bezirksbeiräte (30 %) rangiert.

Kommunalpolitisch Interessierte recht
zufrieden mit Informationspolitik der
Stadtverwaltung

Kommunalpolitisch Uninteressierte ha-
ben nur zu konkreten Vorhaben Infor-
mationsbedürfnisse

Kommunalpolitisch Interessierte sind
generell an Arbeit des Gemeinderats
und der Stadtverwaltung interessiert
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Stark Schwach/
Informationen über die Interessierte/ überhaupt Alle
Arbeit der Stadtverwaltung Interessierte nicht

Interessierte

Sehr gut/gut 36 9 28
Teils/teils 48 31 47
Schlecht/sehr schlecht 16 28 19
Nicht interessiert 0 32 6

Alle Angaben in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 4

Kommunalpolitisches Interesse und Informiertheit über die 
Arbeit der Stadtverwaltung
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Kommunalpolitisches Interesse und Bürgerbeteiligung

So wichtig Informationen über die Arbeit der Stadtverwaltung bzw. Belange der
Kommunalpolitik sind, eine andere Qualität der Einbindung der Bürger in die loka-
le Politik stellt die Bürgerbeteiligung dar. Sie gibt den beteiligten Bürgern nicht nur
die Möglichkeit einer intensiveren Information, sondern sie verleiht ihnen auch die
Möglichkeit der direkten, aktiven und einflußnehmenden Teilnahme am politischen
und planerischen Prozeß. Wie antworteten die beiden Untersuchungsgruppen auf
die Frage „Ist es für Sie wichtig oder eher unwichtig, daß die Bürger an der Arbeit
der Stadtverwaltung beteiligt werden?“?

Wie wichtig ist eine Bürgerbeteiligung?
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Stark Schwach/
Informationspunkt Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Arbeit des Gemeinderats allgemein 50 9 37
Arbeit der Stadtverwaltung allgemein 50 14 39
Arbeit der Bezirksbeiräte 30 8 24
Arbeit der Regionalversammlung 9 1 6
Verwaltungsmodernisierung 17 8 14
Haushaltskonsolidierung, Finanzen 43 22 36
Projekt Stuttgart 21 54 30 48
Fildermesse 30 13 25
Umweltaktivitäten der Stadtverwaltung 40 31 38
Familienfragen 30 26 29
Kulturelle Veranstaltungen 48 37 46

Mehrfachantworten möglich; alle Angaben in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 5

Kommunalpolitisches Interesse und wichtige
Informationspunkte

k

Stark Schwach/
Wichtigkeit Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Sehr wichtig/wichtig 81 61 74
Teils/teils 15 22 19
Weniger wichtig/überhaupt nicht wichtig 4 7 7

Alle Angaben in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 6

Kommunalpolitisches Interesse und Wichtigkeit der
Bürgerbeteiligung an der Arbeit der Stadtverwaltung

k



Kommunalpolitisch interessierte Stuttgarter plädieren demnach in hohem Maß für
eine Einbindung und Beteiligung der Bürger an der Arbeit der Stadtverwaltung
(81 %); lediglich für 4 Prozent von ihnen ist eine Bürgerbeteiligung kaum von oder
ohne Bedeutung.

Wie so oft bestehen freilich große Diskrepanzen zwischen einer pauschalen Forde-
rung nach Beteiligung und der aktiven Teilnahme an ganz konkreten Möglichkeiten
der Bürgerbeteiligung.

Überragende Bedeutung für beide Kontrastgruppen hat die Beteiligungsform der
Bürgerumfragen/Kundenbefragungen, bei denen den (repräsentativ ausgewählten)
Einwohnern Gelegenheit gegeben wird, ihre Meinung zu Stuttgart und seinen Pro-
blemen, zu wichtigen kommunalen Aufgaben und Projekten zu artikulieren. Dieses
Votum spricht nicht nur für die Akzeptanz des Instrumentes Bürgerumfrage in der
Bevölkerung, sondern stellt ohne Frage ein völlig neuen, in die fachwissenschaftli-
che Partizipationsforschung noch nicht Eingang gefundenen Aspekt der Bürgerbe-
teiligung dar.

Kommunalpolitisches Interesse und Problemwahrnehmung

Gibt es eine unterschiedliche Wahrnehmung der aktuellen kommunalpolitischen Pro-
bleme und Themen in Stuttgart, je nach Grad des kommunalpolitischen Interesses
der Befragten? Welche lokalen Probleme werden dabei als besonders wichtig und
daher lösungsbedürftig angesehen und welche können eher vernachlässigt werden? 

Listet man die größten Probleme in der Rangfolge der Wichtigkeit für beide Kon-
trastgruppen auf, lassen sich auf den ersten Blick nur geringe Abweichungen fest-
stellen. Es fällt zwar auf, daß die Gruppe der kommunalpolitisch Interessierten mit
durchschnittlich 10 Problemnennungen (von 27 Antwortmöglichkeiten) gegenüber
9 Problemnennungen der Vergleichsgruppe sich durch eine intensivere Problem-
wahrnehmung auszeichnet; was jedoch die Wichtigkeit der lokalen Probleme an-
geht, stimmen beide Kontrastgruppen doch im wesentlichen überein (vgl. Übersicht
1).

Hohes Maß an Beteiligungsbedürfnis

Bürgerumfragen für alle Einwohner
führende Beteiligungsform

Kommunalpolitisch Interessierte mit ei-
ner intensiveren Problemwahrnehmung
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Stark Schwach/
Beteiligungsmöglichkeit Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Bürgerumfragen, Kundenbefragung 63 47 60
Bürgerfragestunden 27 15 23
Bürgerversammlungen 37 14 30
Bürgerbeteiligung wie bei Stuttgart 21 39 21 33
Informationen über Internet 9 11 9

Mehrfachnennungen möglich; alle Angaben in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 7

Kommunalpolitisches Interesse und wichtige Möglichkeiten
einer Bürgerbeteiligung
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Erst bei einer paarweisen Betrachtung der einzelnen Problemfelder (vgl. Abb.2) kri-
stallisieren sich einige signifikante Einstellungs- und Wahrnehmungsunterschiede
heraus. Für kommunalpolitisch interessierte Stuttgarter haben Fragen des Umwelt-
schutzes, des öffentlichen Personennahverkehrs oder die Straßenverkehrsproble-
matik eine höhere Priorität, im Gegensatz zu einer dezidiert automobil orientierteren
Einstellung der kommunalpolitisch Uninteressierten, die sich beispielsweise an de-
ren Kritik an zu wenig Parkmöglichkeiten ablesen läßt.

Hinzu kommt, daß kommunalpolitisch Uninteressierte verstärkt ökonomische Pro-
bleme artikulieren (Wohnungsangebot, zu hohe Mieten) und auf ausländerpolitische
Problemlagen hinweisen (Auslän derintegration, Links-/ Rechtsextremismus, Auslän-
derfeindlichkeit). Dies überrascht freilich nicht, ruft man sich noch einmal die so-
zioökonomische Zusammensetzung dieser Gruppe in Erinnerung mit dem Schwer-
punkt auf ausländischen Einwohnern und/oder Personen mit einfacherem Berufs-,
Bildungs- und Einkommensstatus.

Vor allem aber wird deutlich, daß bei kommunalpolitisch Interessierten gegenüber
Themen, die eher das Gemeinwohl betreffen, ein viel größeres Problembewußtsein
vorhanden ist. So erfahren die Probleme Arbeitslosigkeit (als ein generelles gesell-
schaftliches Phänomen und wohl weniger aus persönlicher Betroffenheit), Sauber-
keit im öffentlichen Raum und der Komplex Kriminalität/öffentliche Sicherheit (Si-
cherheit und Ordnung; Unsicherheit in öffentlichen Verkehrsmitteln; Unsicherheit auf
den Straßen) eine deutlich höhere Priorisierung. Signifikant häufiger artikuliert die
Gruppe der kommunalpolitisch Interessierten ferner die „Überfremdungsthematik“
(zu viele Fremde und zu viele Asylbewerber) und, sie nehmen die Finanz- und Haus-
haltslage der Stadt in weitaus höherem Maße als Problem wahr als die kommunal-
politisch Uninteressierten; mit einer Differenz von 25 Prozentpunkten klafft bei die-
sem Thema die Problemwahrnehmung beider Gruppen am meisten auseinander. 

Für kommunalpolitisch Interessierte hat
Umweltschutz und ÖPNV höhere Prio-
rität

Kommunalpolitisch Uninteressierte arti-
kulieren verstärkt ökonomische Proble-
me

Kommunalpolitisch Interessierte mit
größerem Problembewußtsein gegenü-
ber Arbeitslosigkeit, Sauberkeit, Sicher-
heit und Ordnung, „Überfrem-
dungsthematik“ und Haushaltslage der
Stadt
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Kommunalpolitisch Kommunalpolitisch
stark Interessierte/ schwach/überhaupt

Interessierte nicht Interessierte

Unsicherheit auf den Straßen (69) Zu hohe Mieten (62)
Arbeitslosigkeit (65) Unsicherheit auf den Straßen (59)
Sicherheit und Ordnung (61) Arbeitslosigkeit (56)
Angespannte Finanz- und Haus- Zu hohe Steuern (55)
haltslage (60)
Unsicherheit in öffentlichen Ver- Zu viel Straßenverkehr (49)
kehrsmitteln (57)
Zu viele Asylbewerber (56) Sicherheit und Ordnung (48)
Zu hohe Steuern (54) Zu viele Asylbewerber (48)
Zu viel Straßenverkehr (54) Zu wenig Parkmöglichkeiten (45)
Zu hohe Mieten (51) Unsicherheit in öffentlichen Verkehrs-

mitteln (45)

Mehrfachantworten möglich; alle Angaben in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Übersicht 1

Kommunalpolitisches Interesse und Problemwahrnehmung
(die 9 wichtigsten Probleme)
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Kommunalpolitisches Interesse und Großprojekte
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Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 8

Stark Schwach/
Problem Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Zu viel Straßenverkehr 54 49 53
Zu wenig Parkmöglichkeiten 37 45 39
Schlechter öffentlicher Nahverkehr 20 17 19
Mangelhaftes Wohnungsangebot (/zu hohe Mieten) 19 26 22
Zu hohe Mieten 51 62 56
Umweltprobleme (Luft-, Wasserqualität, Lärm, Abfallproblem) 38 31 37
Arbeitslosigkeit 65 56 63
Mangelnde Ausländerintegration 15 19 15
Zu viele Fremde 40 30 38
Zu viele Asylanten/Asylbewerber 56 48 53
Zu wenig Kindergärten/-tagheime 30 35 31
Zu wenig kulturelle Einrichtungen/Veranstaltungen 6 4 6
Mangelndes Angebot an Jugendeinrichtungen 28 22 25
Zu wenig Alten- und Pflegeheime/Pflegedienste 23 21 22
Zu wenig Altentreffpunkte 8 9 8
Mangelnde Gleichberechtigung der Frauen im öffentl. Leben 17 12 16
Angespannte Finanz- und Haushaltslage der Stadt 60 35 52
Unsicherheit auf den Straßen (Drogen, Raub, Vandalismus) 69 59 67
Unsicherheiten in öffentlichen Verkehrsmitteln 57 45 54
Sicherheit und Ordnung (Kriminalität, Einbrüche) 61 48 57
Zunehmender Links-/Rechtsextremismus 21 26 23
Zunehmende Ausländerfeindlichkeit 21 27 23
Zu hohe Steuern/Abgaben 54 55 54
Mangelnde Sauberkeit von Straßen und Grünanlagen 46 27 40
Zu viele Obdachlose 40 34 39
Passantenbelästigungen 38 26 36

Mehrfachantworten möglich; alle Angaben in %

     Quelle: Bürgerumfrage 1997
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Unsicherheit auf den Straßen (Drogen, Raub, Vandalismus)

Arbeitslosigkeit

Sicherheit und Ordnung (Kriminalität, Einbrüche)

Angespannte Finanz- und Haushaltslage der Stadt

Unsicherheiten in öffentlichen Verkehrsmitteln

Zu viele Asylanten/Asylbewerber

Zu viel Straßenverkehr

Zu hohe Steuern/Abgaben

Zu hohe Mieten

Mangelhafte Sauberkeit von Straßen und Grünanlagen

Zu viele Fremde

Zu viele Obdachlose

Umweltprobleme

Passantenbelästigungen

Zu wenig Parkmöglichkeiten

Zu wenig Kindergärten/ -tagheime

Mangelndes Angebot an Jugendeinrichtungen

Zu wenig Alten- und Pflegeheime/Pflegedienste

Zunehmender Links-/Rechtsextremismus

Zunehmende Ausländerfeindlichkeit

Schlechter öffentlicher Nahverkehr

Mangelhaftes Wohnungsangebot

Mangelnde Gleichberechtigung der Frauen im öffentl. Leben

Mangelnde Ausländerintegration

Zu wenig Altentreffpunkte

Zu wenig kulturelle Einrichtungen/Veranstaltungen

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Mehrfachantworten möglich; alle Angaben in %
n=2388
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Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen sozialen Zusammensetzung der beiden
Betrachtungsgruppen lassen sich auch die abweichenden Beurteilungen der wich-
tigsten Großprojekte der Stadt erklären. An der Kommunalpolitik schwach oder
überhaupt nicht Interessierte beurteilen etwa die Musical-Theater „Miss Saigon“ und
„Die Schöne und das Biest“, den Kinokomplex Ufa-Palast positiver, während die
Gruppe der kommunalpolitisch Interessierten „anspruchsvollere“ Kulturprojekte wie
der Neubau der städtischen Galerie, die City Prag (Verlagerung Theaterbau) präfe-
riert. 

Ein anderes gelagertes Freizeitinteresse wird auch deutlich an der unterschiedlichen
Beurteilung der Großsporthalle und des Spielkasinos.

Divergierende kommunalpolitische Standpunkte, die vermutlich auch Ausdruck un-
terschiedlicher Einkaufsgewohnheiten sind, trennen die beiden Gruppen schließlich
hinsichtlich der Beurteilung von Großverbrauchermärkten am Stadtrand.

Kommunalpolitisch Interessierte favori-
sieren „anspruchsvollere“Kulturprojekte

Kommunalpolitisch Interessierte lehnen
Großverbrauchermärkte eher ab
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Stark Schwach/
Projekt Interessierte/ überhaupt Alle

Interessierte nicht
Interessierte

Musical-Theater "Miss Saigon" 66 74 68
Weiteres Musical-Theater 47 57 49
    "Die Schöne und das Biest"
Einrichtung des Spielcasinos 55 38 36
Stuttgart 21 38 40 38
Neubau der Stuttgarter Messe beim 42 41 41
    Flughafen
Weiterer Ausbau des Stadtbahnnetzes 83 77 82
Neubau städt. Galerie am Schloßplatz 50 38 47
Bau einer Großsporthalle 30 33 30
Nachfolgenutzung für Messegelände 49 56 51
    Killesberg
City Prag (Verlagerung Theaterhaus) 44 31 42
Media-Form (Ufa-Palast) 40 48 42
Nutzung des Bosch-Areals 52 52 52
Großverbrauchermärkte am Stadtrand 37 51 41
Ausbau des Stuttgarter Flughafens 63 62 63

Mit sehr gute/gute Meinung antworteten in %

Quelle: Bürgerumfrage 1997

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 9

Kommunalpolitisches Interesse und Meinungsbild zu
Großprojekten

k



Fazit

Politisches Interesse und ebenso kommunalpolitisches Interesse in der Bevölkerung
ist von grundlegender Bedeutung für ein funktionierendes demokratisches Ge-
meinwesen. Es ist Voraussetzung für die Bereitschaft, sich politisch zu engagieren
oder gar politische Ämter zu übernehmen. Politisches Interesse und Wahlteilnahme
sind zwei Seiten der selben Medaille. Doch wer sind diejenigen Bürger, die sich für
Kommunalpolitik interessieren und wer sind jene, die ihr gegenüber Gleichgültig-
keit an den Tag legen?

Beträchtliche Niveauunterschiede im kommunalpolitischen Interesse sind auszuma-
chen je nach demographischen, sozialen und ökonomischem Status der Befragten.
Das Interesse an Kommunalpolitik steigert sich mit zunehmendem Alter, ist bei Män-
nern generell höher als bei Frauen und bei Deutschen ausgeprägter als bei Auslän-
dern. Das Interesse an der Lokalpolitik wächst, je länger jemand in der Stadt lebt, je
höher die Schulbildung, die berufliche Position und die Einkommenssituation ist. 

In diesem Kontext sind auch die unterschiedliche Wahrnehmung der kommunalpo-
litischen Probleme und der großen städtischen Projekte zu sehen. Kommunalpoli-
tisch Interessierte entwickeln mehr Problembewußtsein allgemeingesellschaftlichen
und ökologischen Fragen und sie lassen ein anderes Kultur- und Freizeitverhalten er-
kennen.

Nicht weniger prägnant sind die Unterschiede im Informationsverhalten, zeigen doch
an kommunalpolitischen Vorgängen Interessierte ein viel intensiveres Informations-
bedürfnis. Signifikant höher ist nicht zuletzt ihre Bereitschaft sich parteipolitisch zu
betätigen, auch sind sie viel eher Mitglied in einem Verein oder in einer Organisati-
on oder üben gar aktiv ein Ehrenamt aus.

So ist es nur folgerichtig, wenn die kommunalpolitisch interessierten Stuttgarter nicht
nur über die Arbeit der Stadtverwaltung, des Gemeinderats und wichtiger Projekte
wie Stuttgart 21 informiert werden wollen, sondern zum guten Teil auch am lokal-
politischen Geschehen in Form von Bürgerumfragen und anderen Beteiligungsfor-
men partizipieren möchten.
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Interesse an Kommunalpolitik steigt mit
dem Alter

Politikinteresse ist grundlegend für
funktionierendes demokratisches Ge-
meinwesen

... aber auch mit höherem Informati-
ons- und Beteiligungsanspruch

... höhere Bereitschaft sich aktiv zu en-
gagieren, ...

Kommunalpolitisch Interessierte mit
mehr Problembewußtsein bei allge-
meingesellschaftlichen und ökologi-
schen Fragen und ...
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